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Abstract

Since the end of the 19th century, competition 

between savings banks, credit cooperatives and 

private banks has intensified. Initially, there was 
no state regulation of this competition, as there 

was no corresponding legal framework: only the 

savings banks were subject to significant state 

regulation, while private banks and credit cooper-

atives were largely unregulated. The rules of the 

1896 Unfair Competition Law were not specifically 

tailored to the financial sector, with only the 

general clause of Section 1 of the Unfair Competi-

tion Law playing a (limited) role.
On the other hand, self-regulation of competi-

tion has been observed since 1918. In three major 

agreements (1918, 1928, 1932), the associations of 

the financial sector concluded rules that mainly 

concerned advertising and interest rates. However, 

the state did not remain inactive in this respect. In 

some cases, it urged the parties involved to reach an 

agreement, in others it created standards that were 
concretised by the associations.

The article describes how and within which 

framework conditions self-regulation of the finan-

cial sector has come about. It shows which forms of 

organisation have developed for the setting, con-

cretisation and enforcement of norms. It analyses 

in which cases and to what extent the state inter-

vened. What becomes visible is a highly complex 

structure of regulated self-regulation, as was typical 
in many sectors in Germany in the period after 

1918.

Keywords: savings banks, private banks, credit 

cooperatives, competition regulation, non-state 

law
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Peter Collin

Selbstregulierung des Wettbewerbs.
Konkurrenz und Kooperation von Sparkassen, 
Banken und Kreditgenossenschaften
im frühen 20. Jahrhundert

I. Einleitung

Das Drei-Säulen-Modell ist das beherrschende 

Strukturprinzip des deutschen Bankwesens. Dem-
nach lassen sich drei Gruppen unterscheiden: 

private Geschäftsbanken, öffentlich-rechtliche Kre-

ditinstitute und Genossenschaftsbanken. Hiermit 

wird aber nur eine organisationale, keine aufga-

benmäßige Differenzierung beschrieben. Denn 

die Banken aller drei Gruppen sind Universal-

banken, decken also weitestgehend das Spektrum 

der Finanzdienstleistungen ab.
Die überwiegende Identität der Geschäftsfelder 

war im Ursprung dieser Banktypen nicht angelegt. 

Vereinfacht gesagt: Die seit dem Ende des 18. Jahr-

hunderts geschaffenen Sparkassen sollten den Spar-

willen der weniger vermögenden Teile der Bevöl-

kerung fördern, damit diese Rücklagen für den 

Fall von Krankheit, Invalidität oder andere Wech-

selfälle des Lebens besaßen.1 Die seit Mitte des 

19. Jahrhunderts entstandenen Kreditgenossen-
schaften dienten vor allem der finanziellen Unter-

stützung des Handwerks und der Landwirtschaft. 

Die Privatbanken verwalteten das Geld der Ver-

mögenderen und versorgten diese mit Krediten; 

später, vor allem mit dem Aufkommen der Aktien-

banken, rückte die Finanzierung von Großindust-

rie und Großhandel in den Vordergrund.

Ausführlicher dargestellt, findet man noch vor 
dem Ersten Weltkrieg folgende Aufteilung der Ge-

schäftsfelder vor:2 Die Sparkassen konzentrierten 

sich im Passivgeschäft auf die Spargelder, im Aktiv-

geschäft vergaben sie vor allem Realkredite, also 

insbesondere Hypothekendarlehen. Die Kreditge-

nossenschaften vergaben im Aktivgeschäft Perso-

nalkredite an Handwerker, Kleinhändler und Land-

wirte, im Passivgeschäft verwalteten sie Spareinla-
gen. Die traditionellen Privatbanken engagierten 

sich auf der Aktivseite vor allem im internationalen 

Geschäft und bei der Finanzierung von Einzelun-

ternehmen, auf Passivseite verwalteten sie Deposi-

ten. Und die Aktienbanken konzentrierten sich im 

Aktivgeschäft auf kurzfristige Kontokorrentkredite 

und auf langfristige Industrieinvestitionen – Passiva 

waren auch hier Depositen. Klare Überschneidun-
gen der Geschäftsfelder waren hier also lediglich 

im Passivgeschäft von Sparkassen und Kreditgenos-

senschaften sichtbar3 (soweit man Privatbankiers 

und Aktienbanken zu einer Gruppe zählt).

Gegen Ende der Weimarer Republik jedoch 

hatten alle drei Gruppen ihr Geschäftsprofil stark 

aneinander angeglichen und standen miteinander 

im Wettbewerb um Kundschaft und Kapital.4 Der 

vorliegende Beitrag geht der Frage nach, in wel-
chem normativen Rahmen dieser Wettbewerb 

stattfand, in welchem Maß die Finanzwirtschaft 

hierfür eigene Regeln schuf, inwiefern staatliches 

Recht zum Tragen kam und wie beides interagier-

te. Zu diesem Zweck erfolgt zunächst eine Dar-

stellung der Hauptstationen der finanzwirtschaft-

lichen Selbstregulierung. Dem schließt sich ein 

Abschnitt an, in dem in Auswertung der gewonne-
nen Erkenntnisse strukturelle Erwägungen zu den 

Konturen der Wettbewerbsregulierungen vorge-

stellt werden. Soweit die folgenden Ausführungen 

Aussagen zum Landesrecht machen, konzentrieren 

1 Dies waren die – übrigens gesamt-
europäisch verbreiteten (Proettel
[2017], insb. 180) – politischen Ziel-
setzungen, die allerdings oft nicht in 
diesem Maße umgesetzt wurden; 
siehe nur zuletzt Thol (2017).

2 Folgend Holtfrerich (1985) 190; 
umfassender Überblick, wenn auch 

stärker konzentriert auf die klassische 
Frage nach der Rolle der Finanz-
institutionen in der Industriellen 
Revolution, bei Guinnane (2002).

3 Guinnane (2001) 373.
4 S. nur Fritz (1927); Schmidt (1932). 

Auch nach 1932, als – wie später zu 
erläutern sein wird – der Wettbewerb 

schon erheblich eingeschränkt wor-
den war, konstatierte man in einer 
Enquete, dass die Konkurrenz nach 
wie vor »sehr heftig« sei, Walb (1933) 
170.
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sie sich auf das preußische Recht, weil dieses nicht 

nur die größte Geltungsreichweite aufwies, son-

dern auch in das Recht anderer deutscher Länder 

ausstrahlte.5

II. Hauptstationen der Selbstregulierung

des Wettbewerbs

1. Das Wettbewerbsabkommen zwischen 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen
von 1918

Ein Konkurrenzverhältnis bestand zunächst 
zwischen Sparkassen und Kreditgenossenschaften. 

Die Sparkassen hatten sich seit Beginn des 19. Jahr-

hunderts etablieren können, das Kreditgenossen-

schaftswesen breitete sich erst in der zweiten Hälfte 

des Jahrhunderts aus. D. h. auch, dass man lange 

Zeit von einem Monopol der Sparkassen im Passiv-

geschäft, also bei den Spareinlagen, sprechen 

kann.6 Die Kreditgenossenschaften stießen zwar 
seit Mitte des 19. Jahrhunderts auf den Sparmarkt 

vor,7 mussten jedoch ihrerseits aktiv werden, um 

neue Marktanteile zu gewinnen (und damit den 

Sparkassen solche zu entziehen). Neben dem zeit-

lichen Vorsprung besaßen die Sparkassen noch 

einen weiteren Vorteil: Sie konnten auf ihren 

öffentlich-rechtlichen Status, besser: auf die Ge-

währträgerschaft der Kommunen verweisen, und 

damit auf die Einlagensicherheit.8 Und sie konn-
ten mit der Mündelsicherheit der Guthaben wer-

ben, die ihnen das BGB zugestanden hatte.9 Hier-

mit zeigt sich die erste Konfliktlinie. Die privaten 

Banken hingegen begannen zwar auch schon seit 

Ende des Jahrhunderts mit der Filialbildung und 

stellten Depositenkassen zur Verfügung, womit sie 

ebenfalls Spargelder anziehen konnten,10 aber als 

eigentliche Konkurrenten im Kleinsparergeschäft 

traten sie noch nicht in Erscheinung.

Im Aktivgeschäft existierte zwischen Sparkassen 

und Kreditgenossenschaft eine an sich funktio-
nierende Arbeitsteilung: Den Realkredit übernah-

men die Sparkassen, den Personalkredit die Kredit-

genossenschaften. Aber gerade in den Kernbereich 

des kreditgenossenschaftlichen Geschäftsmodells, 

nämlich die Finanzierung des kleinen und mitt-

leren Gewerbes, stießen zunehmend auch die Spar-

kassen hinein. Hinzu kam noch ein weiteres Mo-

ment. Das Scheckgesetz von 1908 räumte den 

Sparkassen die passive Scheckfähigkeit ein.11 Und 
1909 wurden sie für den Kontokorrentkredit zu-

gelassen. Alsbald engagierten sie sich auch auf 

diesem Gebiet.12 Damit näherten sie sich immer 

mehr einem vollwertigen Bankprofil an, was sie 

nicht nur mit den Kreditgenossenschaften, son-

dern auch mit den Banken in Konflikt brachte. 

Im Ersten Weltkrieg verschärfte sich dieser Kon-

flikt noch, da die Sparkassen erstens als Zeich-
nungsstellen für Kriegsanleihen fungierten und 

somit in großem Umfang auf den Wertpapier-

markt vordrangen13 und zweitens die Durchset-

zung des bargeldlosen Verkehrs offensiv vorantrie-

ben. Dies geschah durchaus im Einklang mit staat-

lichen Finanzinteressen. Denn um die deutschen 

Auslandsschulden zu begleichen, bedurfte die 

Reichsbank eines großen Bargeldbestandes.14

Kreditgenossenschaften und Banken wurden 
nun auf zwei Ebenen aktiv. Auf einer ersten Ebene 

gestalteten sie ihr Geschäftsgebaren entsprechend 

offensiv. Etliche Finanzinstitute von Kreditgenos-

senschaften firmierten als »Sparkassen«, womit sie 

jedenfalls jene Einlagensicherheit suggerierten, die 

die öffentlichen Sparkassen für sich in Anspruch 

5 Für die Sparkassen, deren Hand-
lungsspielraum am stärksten durch 
Landesrecht ausgestaltet wurde, s. 
den ausführlichen Überblick zum 
nichtpreußischen Recht bei Kleiner
(1930) 124ff.

6 Wysocki (1980) 175.
7 Raum (2000) 35.
8 Häuser (1994) 42.
9 § 1807 Nr. 5 BGB i.V.m. Art. 75 § 1 

preußisches AG BGB. Danach musste 
die Erklärung der Mündelsicherheit 
zwar in jedem Einzelfall vom Regie-
rungspräsidenten (im Einvernehmen 
mit dem Landgerichtspräsidenten) 

erklärt werden, es ist jedoch nicht 
ersichtlich, dass dies den Sparkassen 
in nennenswertem Maße vorenthal-
ten wurde.

10 Wysocki (1980) 180.
11 § 2 Nr. 1 Scheckgesetz vom 11. März 

1908 (RGBl. S. 71). Schon damals 
wurden in den Beratungen Bedenken 
gegen die Verleihung der passiven 
Scheckfähigkeit geäußert, da man 
befürchtete, mit der Hinwendung zu 
diesem Geschäftsfeld würden die 
Sparkassen ihre eigentliche Aufgabe 
vernachlässigen; siehe zur Diskussion 
näher Spengler (2008) 210ff.

12 Kühne (1911/12).
13 Müller (2003) 49.
14 Götting (1917a) 2.
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nehmen konnten.15 Und Banken begannen damit, 

die Schecks von Sparkassen mit hohen Gebühren 

zu belegen.16 Zudem polemisierten sie in ihren 

Fach- und Verbandszeitschriften gegen die »ban-

kenmäßige« Ausweitung des Angebotsprofils der 
Sparkassen sowie dagegen, dass die Sparkassen sich 

durch das Angebot hoher Zinsen einen Wettbe-

werbsvorteil verschafften.17

Auf einer zweiten Ebene versuchten sie durch 

Eingaben bei den Ministerien, die Staatsbehörden 

zu Maßregeln zu bewegen, welche den Aktivitä-

ten der Sparkassen enge Grenzen setzen sollten.18

Denn anders als Kreditgenossenschaften19 und 

Banken waren die Sparkassen als kommunale Ein-
richtungen der Staatsaufsicht unterstellt;20 inten-

sive Steuerung fand vor allem durch Ministerial-

erlasse statt.21 In materiell-rechtlicher Hinsicht 

konnten sich die Kontrahenten der Sparkassen 

auf die Bestimmungen des nach wie vor geltenden 

preußischen Sparkassenreglements von 1838 be-

rufen, welches die Aufgaben der Sparkassen dahin-

gehend definierte, dass sie »hauptsächlich (dem) 
Bedürfnis der ärmern Klasse, welcher Gelegenheit 

zur Anlegung kleiner Ersparnisse gegeben werden 

soll«, dienen sollte.22 Allerdings wies das preußi-

sche Innenministerium die Ansinnen der Kredit-

genossenschaften und Banken zurück: Die Aus-

weitung der Geschäftstätigkeit im Scheckverkehr 

und im Kontokorrentkreditgeschäft wurde als zu-

lässig erachtet.23

Ein Regelungsbedarf bestand aber weiterhin. 

Zwar konnten die Sparkassen zunächst aufatmen, 

denn auch sie hatten ein staatliches Eingreifen zu 

ihren Ungunsten zumindest für möglich gehal-

ten.24 Jedoch war bei den Auseinandersetzungen 
auch zu Tage getreten, dass etliche Sparkassen den 

bankenmäßigen Geschäftsbetrieb exzessiv ausge-

weitet und mit auftrumpfender Reklame begleitet 

hatten. Insofern stand ein staatliches Eingreifen 

weiterhin im Raum.25 Des Weiteren herrschte 

zwischen allen drei Gruppen Einigkeit darüber, 

dass ein Konsens hinsichtlich der strittigen Fragen 

unausweichlich war. Auch wenn der Ton in den 

Verbandszeitschriften rauer geworden war, so 
sprach man doch weiterhin miteinander. Die Re-

präsentanten der Dachverbände – des Deutschen 

Sparkassen-Verbandes, des Centralverbandes des 

Deutschen Banken- und Bankiergewerbes; für die 

Kreditgenossenschaften trat meist die Spitze der 

preußischen Zentralgenossenschaftskasse auf, die 

zwar kein Dachverband, sondern eine öffentlich-

rechtliche Anstalt war,26 de facto aber als solcher 
fungierte – trafen sich immer wieder und sondier-

ten Einigungsmöglichkeiten.

Zu einem Agreement kam es aber am Ende nur 

zwischen Sparkassen und Kreditgenossenschaften. 

Zwar war eine Einigung mit den Banken über die 

Regelung des Scheckverkehrs, insbesondere über 

die dabei zu erhebenden Gebühren, zwischenzeit-

lich in greifbare Nähe gerückt,27 aber sie scheiterte 

15 Gerade im Hinblick auf die mit dem 
Namen »Sparkasse« verbundene Ein-
lagensicherheit erschien das beson-
ders dann problematisch, wenn sich 
kleine und wirtschaftlich kaum leis-
tungsfähige Kreditgenossenschaften 
diesen Namen zulegten. Entspre-
chendes wird berichtet von einer 
eingeschriebenen Genossenschaft 
(also mit beschränkter Haftung –
im damaligen Sprachgebrauch 
»eGmbH«) mit einer Gesamthaf-
tungssumme von gerade einmal 
50.000 M bei Fröhlich (1911).

16 Götting (1917a) 2.
17 Gnadenwitz (1917) 45; Hoffmann

(1917) 102–103.
18 Von entsprechenden Eingaben der 

Repräsentanten der Kreditgenossen-
schaften und der Banken aus den Jah-
ren 1917 wird berichtet in Götting
(1917b) 161; Eingabe des Deutschen 
Sparkassen-Verbandes, verfaßt vom 
Landesbankrat Reusch, Direktor der 

Sparkasse der Stadt Berlin, vom 
19. Juni 1918, in: Sparkasse 1918, 
130–132. Ähnliches war schon vorher 
(1913), durch Überreichung einer 
»Denkschrift« an das Staatsministe-
rium, geschehen, Hoffmann (1931) 
126.

19 Allerdings gab es die Möglichkeit 
indirekter staatlicher Steuerung 
durch die Zuwendung von Finanz-
mitteln; siehe dazu Collin (2018) 
610–612.

20 Umfassend zu Entwicklung und 
Reichweite der Sparkassenaufsicht 
Collin (2018) 601–607.

21 Zahlreich abgedruckt bei Hahn
(1920–1929).

22 Pkt. 4 c) Reglement, die Einrichtung 
der Sparkassenwesen betreffend, vom 
12. Dezember 1838 (PrGS 1839, S. 5).

23 Bescheid des MdI vom 24. Dezember 
1917, abgedruckt in: Sparkasse 1918, 
134–135. Dieser Bescheid ging an die 
Vertreter der Banken. Über einen 

ebenfalls ablehnenden Bescheid ge-
genüber den Kreditgenossenschaften 
wird berichtet bei Götting (1917b) 
163. Dazu s. a. Hörstmann (1928) 
170.

24 Götting (1918).
25 Götting (1917b) 163.
26 So die wohl überwiegende Auffas-

sung; siehe Brockmann (1913) 17ff.
27 Götting (1917a).
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letztlich, weil – jedenfalls nach Ansicht der Spar-

kassen – das aufgebaute Vertrauen durch erneute 

Polemiken und neue Forderungen der Banken 

zerstört worden war.28 Dass schließlich nur eine 

separate Vereinbarung mit den Kreditgenossen-
schaften zustande kam, ist wohl letztlich auch 

darauf zurückzuführen, dass ein Regelungsbedürf-

nis besonders in jenem Bereich bestand, in dem die 

Banken noch nicht so stark als Wettbewerber in 

Erscheinung getreten waren, nämlich im Klein-

sparergeschäft. Darauf bezogen sich auch die ersten 

beiden Punkte des dann geschlossenen Abkom-

mens.

Schon in einer ersten Verhandlung im Juni 
1917 war über diese Punkte Einigkeit erzielt wor-

den:29 Danach durften Finanzinstitute der Kredit-

genossenschaften die Bezeichnung »Sparkasse« 

führen, soweit durch einen entsprechenden Zusatz 

die Verwechselung mit öffentlich-rechtlichen Spar-

kassen ausgeschlossen war; dies entsprach auch 

dem, was das Reichsgericht als wettbewerbsrecht-

lich zulässig erachtet hatte.30 Auf der anderen Seite 
wurde den Sparkassen zugestanden, auf die Mün-

delsicherheit ihrer Einlagen hinzuweisen, aller-

dings in einer sachlichen und nicht auf die Herab-

setzung anderer Wettbewerber zielenden Art und 

Weise. Ferner einigten sich beide Seiten darauf, 

dass die Zinsen zwischen langfristigen und kurz-

fristigen Geldern unterschiedlich ausgestaltet wer-

den sollten (die Sparkassen hatten bislang oft 

gleiche Zinssätze angeboten). Schließlich gaben 
die Kreditgenossenschaften ihren Widerstand ge-

gen das Engagement der Sparkassen im Scheck- 

und bargeldlosen Verkehr auf; jedoch sollten letz-

tere darauf verzichten, damit Druck auf die Er-

richtung von Sparkassenkonten zu verbinden. 

Nachdem das Einverständnis der Verbände einge-

holt war, wurden die Verhandlungsergebnisse im 
Wesentlichen unverändert in das Wettbewerbsab-

kommen vom April 1918 übernommen.31

2. Das Wettbewerbsabkommen
zwischen Banken, Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften von 1928

Die Not der Kriegszeit und der anschließenden 

Inflation brachte einschneidende Veränderungen 
mit sich, die sich auch auf das Kräfteverhältnis 

zwischen Sparkassen, Kreditgenossenschaften und 

Banken auswirkten. Zunächst brach wegen der er-

lahmenden Bautätigkeit das Hypothekengeschäft 

ein, was dazu führte, dass sich die Sparkassen nun-

mehr stärker dem Personalkredit zuwandten32

und damit weiter in das Geschäftsfeld der Kredit-

genossenschaften33 und Banken vorstießen.34 Ins-
besondere aber litt das Spargeschäft unter der 

Inflation, was das finanzielle Fundament der Spar-

kassen erheblich gefährdete.35 Vor allem zum Aus-

gleich dieser Verluste wurden ihnen 1920 das 

Recht zur Verwaltung von (mündelsicheren) Wert-

papieren zugestanden und die aktive Scheckfähig-

keit verliehen.36 In der Folgezeit intensivierten die 

Sparkassen – wie allerdings auch die anderen 

Kreditanstalten – vor allem ihr Girogeschäft:37

mit dem 1924 geschaffenen Deutschen Sparkassen- 

und Giroverband verfügten sie über eine betrieb-

28 Götting (1917c) 80–83.
29 Niederschrift über die Verhandlun-

gen zwischen dem Deutschen Spar-
kassen-Verband und den im »Freien 
Ausschuß« vertretenen Genossen-
schaftsverbänden zwecks Herbeifüh-
rung einer Verständigung, Berlin 
10. Juni 1917, abgedruckt in Götting
(1917d) 263 f.

30 Urteil des Reichsgerichts vom 
13. November 1917 (RGZ 91, 210).

31 Vereinbarung zwischen dem Deut-
schen Sparkassenverband und den im 
»Freien Ausschuss« vertretenen Ge-
nossenschaftsverbänden über Richt-
linien zum Verhältnis von Sparkassen 
und Kreditgenossenschaften vom 
22. April 1918, abgedruckt in: Jahr-
buch des Deutschen Sparkassen- und 
Giroverbandes 1927, 338ff.

32 Regional scheint die Vergabe von 
Personalkrediten allerdings unter-
schiedlich praktiziert worden zu sein. 
Auf der einen Seite fällt auf, dass die 
Spitzenorganisationen der Sparkas-
sen diesen energisch als eigenes Ge-
schäftsfeld verteidigten; siehe Reso-
lution des Augsburger Sparkassenta-
ges vom September 1926, in: Deut-
sche Sparkassen-Zeitung 1926, Nr. 
104, 7. Auf der anderen Seite wird 
berichtet, dass Sparkassen sich dieser 
neuen Kreditform gegenüber noch 
recht zurückhaltend verhielten; siehe 
Kobler-Ringler (2011) 309.

33 Auch die Kapitalgrundlage der Kre-
ditgenossenschaften war im Laufe der 
Inflation erheblich zusammenge-
schmolzen, Tuschinski (Bearb.) 
(1928/29) X f.

34 Ladenburg (1928) 30ff.
35 1928 hatten die Sparkassen erst wie-

der 51% des Kapitalvolumens von 
1913 erreicht, Holtfrerich (1985) 
196. Allerdings nahm das Gesamt-
volumen der Spareinlagen nach 1924 
wieder kontinuierlich zu, Gerlich
(1931) 56.

36 Hoffmann (1931) 90ff.; Häuser
(1994) 44.

37 Holtfrerich (1985) 205.
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same Dachorganisation, die das Girogeschäft und 

auch die Sparkassenwerbung zentral organisierte 

sowie die Arbeit der Sparkassen insgesamt profes-

sionalisierte.38 Die privaten Banken hatten wegen 

ihrer Konzentration auf den kurzfristigen Kredit 
weniger unter der Inflation gelitten.39 Allerdings 

hatten sie darunter zu leiden, dass die Finanzie-

rung öffentlicher Investitionen wesentlich über 

ausländische Kredite oder öffentliche Kreditinsti-

tutionen lief.40 Neue Geschäftsfelder versuchten 

sie sich zu erschließen, indem sie seit etwa 1927 

verstärkte Anstrengungen unternahmen, in das 

Spargeschäft einzusteigen.41 Auf diesem Feld ver-

suchten sich auch die Kreditgenossenschaften stär-
ker zu positionieren, vor allem durch das Angebot 

höherer Zinsen.42

Damit waren wesentliche Konfliktlinien zwi-

schen den drei Gruppen markiert. Im Großen 

und Ganzen entsprachen sie denen vor 1918, mit 

den beiden wesentlichen Unterschieden, dass ers-

tens die Sparkassen – auch als Ausgleich für die 

Verluste durch den Währungsverfall – noch stärker 
vom Staat privilegiert worden waren und zweitens 

die Banken nunmehr verstärkt versuchten, auf die 

kleinen Spargelder zuzugreifen.

Auch die Modi der Auseinandersetzung ähneln 

sich. Nachdem sich abgezeichnet hatte, dass die 

staatliche Unterstützung der Sparkassen über die 

Ausnahmejahre der Inflation hinauswirkte, ver-

suchte man, die Regierung zu restriktiven Maß-

nahmen zu veranlassen.43 Begleitet wurde dies 
durch die ebenfalls schon aus der Zeit vor 1918 

bekannten publizistischen Auseinandersetzungen. 

Den Kreditgenossenschaften warfen die Sparkassen 

vor, dass sie sich nicht mehr der Pflege ihrer eigent-

lichen Aufgabe, nämlich der Selbsthilfe der Ge-

nossen, widmeten, sondern in neue Felder expan-

dieren wollten.44 Eine verschärfte Tonlage beka-

men die Auseinandersetzungen dadurch, dass der 

Konflikt in die ideologisch aufgeladene Debatte 

um die sogenannte »kalte Sozialisierung«, also das 
verstärkte wirtschaftliche Engagement der Kom-

munen, eingebettet war.

Wie schon vor 1918, so scheiterten auch hier die 

Versuche von Banken und Kreditgenossenschaf-

ten, Legislative oder Gubernative zu einschränk-

enden Maßnahmen gegenüber den Sparkassen zu 

bewegen. Anlass hierfür bot eine steuerrechtliche 

Differenzierung, die nur die Einkünfte aus dem 

»eigentlichen Sparkassenverkehr« von der Besteue-
rung ausnahm.45 Diese Kategorisierung – so die 

Argumentation – müsse auch für eine verwaltungs-

rechtliche Betrachtungsweise übernommen wer-

den, was dann das Verbot solcher Betätigungen 

oder jedenfalls ihre restriktive Reglementierung 

zur Folge haben müsse. Auf Regierungsseite wollte 

man dem jedoch nicht folgen.46 Die eigentlich 

einschneidenden Regelungen, nämlich die Spar-
kassenreform von 1931,47 in der man die Sparkas-

sen juristisch von den Kommunen trennte und zu 

Anstalten des öffentlichen Rechts machte, sowie 

dasVerbot des Kommunalkredits aus dem gleichen 

Jahr48 richteten sich eher gegen die Begehrlich-

keiten der Kommunen und erfolgten obendrein 

erst, nachdem sich die Kontrahenten schon auf 

eine Wettbewerbsregelung geeinigt hatten. Darü-

ber hinaus handelte es sich um Reaktionen auf die 
Wirtschaftskrise, während der Konflikt zwischen 

den Gruppen gerade aus den konjunkturell güns-

tigen Bedingungen der Weimarer Mitteljahre he-

raus entstanden war. Im Gegenteil, das staatlich 

gebilligte Musterstatut von 1927 verbot den Spar-

38 Rudloff (1932) 21ff.; Hoffmann
(1931) 53ff.

39 Holtfrerich (1985) 195.
40 Wixforth (2004) 39.
41 Hoffmann (1931) 128.
42 Genossenschaften und wir, in: Deut-

sche Sparkassen-Zeitung 1925, Nr. 4, 
1–2, 1.

43 Hoffmann (1931) 127ff.; s. a.: Ein 
neuer Vorstoß gegen die Sparkassen?, 
in: Deutsche Sparkassen-Zeitung 
1925, Nr. 148, 1–2.

44 Genossenschaften und wir, in: Deut-
sche Sparkassen-Zeitung 1925, Nr. 4, 
1–2, 2.

45 So § 11, Ziffer 2 Körperschaftssteuer-
gesetz vom 10. August 1925 (RGBl. I 

S. 208). In anderen Steuergesetzen 
wurden ähnliche Unterscheidungen 
vorgenommen; s. dazu ausführlich 
Schröter (1933) 68ff. Konkretisiert 
wurde die Unterscheidung zwischen 
»zum eigentlichen Sparkassenver-
kehr« gehörigen und anderen Ge-
schäften dann in der Verordnung 
über die Abgrenzung des eigentli-
chen Sparkassenverkehrs im Sinne 
der Reichssteuergesetze vom 22. März 
1928 (RGBl. I S. 109). Aber auch 
diese Verordnung traf nur eine 
steuerrechtlich relevante Unterschei-
dung.

46 Dieser Kurs der Regierung wurde 
auch durch ein entsprechendes Gut-

achten des Reichsfinanzhofes ge-
stützt; s. Reichsfinanzhof (Mittei-
lung), DJZ 1926, Sp. 1782–1783.

47 Fünfter Teil, Kap. I, Art. 1, § 2 Abs. 1 
DritteVerordnung zur Sicherung von 
Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschrei-
tungen vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537, 554).

48 § 3 der Verordnung des Reichspräsi-
denten über die Spar- und Girokassen 
sowie die kommunalen Giroverbän-
de und kommunalen Kreditinstitute 
vom 5. August 1931 (RGBl. I S. 429).
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kassen zwar Großkredite sowie Eigengeschäfte mit 

Wertpapieren und Unternehmensbeteiligungen,49

ließ den Sparkassen in der Kreditpolitik aber an-

sonsten weitgehend freie Hand.

Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, 
warum vor allem die Banken eine Verhandlungs-

lösung anstrebten. Prinzipiell kamen zwei Gestal-

tungsmöglichkeiten in Betracht. Die erste wäre 

eine Marktaufteilung im Sinne einer Arbeitstei-

lung, vor allem bei den Wirtschaftskrediten. Hier-

zu war man auf Seiten der Sparkassen aber nur 

insofern bereit, als man sich auf einen Verzicht auf 

Kredite für Großhandel oder Großindustrie ein-

lassen wollte.50 Dies war den Sparkassen aber 
ohnehin durch die Mustersatzung von 1927 vor-

gegeben.51 Im Übrigen konnte man sich gerade 

auf die Bestimmungen dieser Satzung zurückzie-

hen, um die Legitimität des eigenen Geschäftsge-

barens zu begründen.52 Gänzlich rückte eine auf 

eine Marktaufteilung zielende Vereinbarung in 

die Ferne, nachdem die Großbanken auf dem 

Weltspartag 1927 erklärt hatten, planmäßig in 
das Spargeschäft einsteigen zu wollen. Hierauf er-

klärte der Deutsche Sparkassen- und Giroverband: 

»Die Sparkassenorganisation kann sich, solange 

der Beschluss der Stempelvereinigung53 über die 

Errichtung von Sparkonten und die Ausgabe von 

Sparbüchern nicht rückgängig gemacht ist, von 

einer Fortsetzung der Verhandlungen mit dem 

Centralverbande des Deutschen Bank- und Ban-

kiergewerbes in der Frage der Arbeitsteilung kei-
nen Erfolg versprechen. […] Dagegen ist die Spar-

kassenorganisation auch weiterhin bereit, die Ver-

handlungen über die Regelung von gegenseitigen 

Wettbewerbsbeschwerden fortzuführen.«54

Da eine »materielle« Lösung, also die Auftei-

lung des Marktes, auf den Widerstand der Spar-

kassen traf, kam nur noch eine »prozedurale« 

Lösung in Betracht, nämlich die Einigung über 
Regeln des Wettbewerbs. Einen entsprechenden 

Entwurf lieferte der Centralverband des Deutschen 

Bank- und Bankiergewerbes. Wie wenig dieser die 

eigentlich drängenden Fragen betraf, wird daran 

deutlich, dass es sich um Regeln handelte, die 

ursprünglich für das Verhältnis privater Banken 
untereinander entwickelt worden waren.55 Nach-

dem die Vorlage an das Verhältnis der drei Grup-

pen angepasst worden war, wurde im Mai 1928 

das »Abkommen auf dem Gebiete des Wettbe-

werbs zwischen dem Deutschen Sparkassen- und 

Giroverband, dem Centralverband des Deutschen 

Bank- und Bankiergewerbes, dem Deutschen 

Genossenschaftsverband, dem Reichsverband der 

deutschen landwirtschaftlichen Genossenschaften 
– Raiffeisen« geschlossen.56

Das Abkommen bestand aus zwei Hauptteilen. 

Im ersten Hauptteil wurden Grundregeln des fai-

ren Wettbewerbs festgeschrieben. Dazu gehörte 

zum einen das Verbot herabsetzender oder auf-

dringlicher Reklame.57 Zum anderen einigte man 

sich über Vorgaben zur Verhinderung des Miss-

brauchs des bargeldlosen Verkehrs: Entsprechende 
Dienste durften nicht damit verbunden werden, 

die Nutzer zur Anlegung von Konten bei den 

betreffenden Instituten zu veranlassen, auch durf-

ten sie nicht mit ähnlichenVersuchen der Kunden-

gewinnung einhergehen.58 Weiter einigten sich 

die Parteien darauf, dass die Vergabe kommunaler 

Aufträge nicht von der Einrichtung von Sparkas-

senkonten abhängig gemacht werden durfte und 

dass auf Hypothekenschuldner kein Druck ausge-
übt werden durfte, auch ihre bankmäßigen Spar-

geschäfte bei der hypothekenvergebenden Bank 

abzuwickeln.59

Im zweiten Hauptteil sahen die Vertragspartner 

die Errichtung von Schlichtungsstellen vor. Wett-

bewerbsstreitigkeiten sollten zunächst auf regiona-

ler Ebene durch Vertrauensleute der jeweiligen 

Gruppe beigelegt werden. Kam in diesem Rahmen 
keine Einigung zustande, sollten die Leitungen der 

49 Mustersatzung von 1927, abgedruckt 
in: MBlIV 1927 Sp. 762, §§ 24 Abs. 1 
(Kredite), § 34 Nr. 1 (Wertpapierge-
schäfte nur für fremde Rechnung), 
Unternehmensbeteiligungen sind 
nicht als zulässiges Geschäft aufge-
führt; s. a. Rudloff (1932) 22–23.

50 Cremer (1926) 3.
51 § 24 Abs. 1 Nr. 2 der Mustersatzung 

von 1927, abgedruckt in: MBlIV 1927 
Sp. 762: »Die Bestände der Sparkas-
sen dürfen nur angelegt werden […] 

im Personalkredit an den Mittelstand 
und die wirtschaftlich schwächeren 
Bevölkerungsteile […]«.

52 Kleiner (1928) 4.
53 Die Stempelvereinigungen waren 

Verbände von Banken, die den bank-
internen Wettbewerb regelten.

54 Entschließung des Ausschusses für 
das Sparkassenwesen beim Deut-
schen Sparkassen- und Giroverband 
vom 18. November 1927; zitiert nach 
Hoffmann (1931) 129.

55 Kleiner (1928) 4.
56 Abgedruckt in: Jahrbuch des Deut-

schen Sparkassen- und Giroverbandes 
1931/32, 175–177.

57 Pkt. I. 1–2 des Abkommens.
58 Pkt. I. 3 des Abkommens.
59 Pkt. I. 4–5 des Abkommens.
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Spitzenverbände auf zentraler Ebene zu Schlich-

tungsstellen zusammentreten.60 Bemerkenswert 

ist eine Regelung, die die Kompetenzen dieser 

Schlichtungsstellen betrifft. Das Abkommen hatte 

sich, wie schon angemerkt, der Regelungen mate-
rieller Fragen enthalten, insbesondere eine Eini-

gung über die Zinssätze war nicht aufgenommen 

worden.61 Jedoch sahen die Regeln zu den Schlich-

tungsstellen vor, dass diese zwar nicht befugt wa-

ren, Entscheidungen »über Zinssätze, Provisions-

sätze und sonstige bankgeschäftliche Bedingungen 

mit bindender Kraft« zu treffen, »im Rahmen ihrer 

Aufgabe liegt es jedoch, derartige Vereinbarungen 

zwischen den zuständigen örtlichen Vertretungen 
der Banken, Sparkassen und Genossenschaften 

vorzubereiten«. Wurde auf dieser Grundlage eine 

derartige Vereinbarung geschlossen, konnte »von 

der Schlichtungsstelle bestimmt werden, daß sie 

als örtliche Richtlinien über die Abgrenzung zwi-

schen legitimem und unzulässigem Wettbewerb 

anzusehen sind und daß ihre Nichtbeachtung 

einen Verstoß gegen das Wettbewerbsabkommen 
darstellt.«62

Wie allerdings die Schlichtungsstellen die ihnen 

übertragene Funktion wahrnahmen, in welchem 

Maß sie überhaupt tätig wurden, ist den hier 

herangezogenen Quellen, d. h. den Branchenzeit-

schriften und der juristischen Spezialliteratur, 

meist Dissertationen, nicht zu entnehmen. Vor-

handene knappe Informationen ergeben nicht un-

bedingt ein klares Bild. So wird an einer Stelle 
beiläufig erwähnt, dass die Schlichtungsinstanzen 

kaum beansprucht worden waren.63 Für die preu-

ßische Provinz Sachsen hingegen wird berichtet, 

dass die dortige Schlichtungsstelle im Geschäfts-

jahr 1930/31 270 Beschwerden über Wettbewerbs-

verstöße zu verhandeln hatte.64

3. Das Zinsabkommen von 1932

Die Zinsregelung war bei der Vereinbarung von 

1928 ausgespart worden. Dass diese nunmehr Ge-

genstand eines neuen Abkommens wurde, hatte 
vor allem mit der dramatischen Veränderung der 

finanzwirtschaftlichen Rahmenbedingungen zu 

tun. Die Bankenkrise von 1931 schuf einen ent-

sprechenden Handlungsdruck. Nachdem es durch 

zahlreiche Moratorien gelungen war, der Abwärts-

spirale zunächst einmal Einhalt zu gebieten, unter-

nahm man ab Mitte 1931 mit etlichen Notver-

ordnungen den Versuch, die deutsche Kreditwirt-

schaft zu regenerieren. Zu diesem Maßnahmen-
paket zählte eine allgemeine Zinssenkungsreform, 

mit der man einerseits einer der Ursachen der 

Krise, nämlich der hohen Verschuldung, entge-

genwirken und andererseits Investitionen ankur-

beln wollte.65 Dies zielte auf eineVerringerung der 

Zinsen im Aktivgeschäft ab. Die hohen Zinsen 

beruhten aber vor allem darauf, dass die Kredit-

institute im Kampf um Kapital mit hohen Einla-
gezinsen, also Zinsen im Passivgeschäft, warben 

und so insgesamt das Zinsniveau anhoben.66 Eine 

Reform musste also in beiden Geschäftsfeldern 

ansetzen.

Für den Kapitalmarkt, also langfristige Anlei-

hen und Hypotheken, wurde eine allgemeine Zins-

senkung gesetzlich festgeschrieben.67 Für den un-

übersichtlicheren Geldmarkt, also vor allem Spar-

kasseneinlagen und kurzfristige Einlagen, sollten 
die Finanzinstitute eine eigene Regelung finden. 

Demgemäß setzte die Vierte Notverordnung vom 

8. Dezember 1931 den Parteien zum Abschluss 

diesbezüglicher Vereinbarungen eine Frist bis zum 

31. Dezember, bei Fristüberschreitung würde der 

Reichskommissar für das Bankgewerbe selbst ent-

sprechende Regelungen erlassen.68 Im Ergebnis 

dessen einigten sich die Dachverbände von Ban-
ken, Sparkassen und Kreditgenossenschaften auf 

60 Pkt. II.1–2 des Abkommens.
61 In einem späteren Abkommen zwi-

schen dem Deutschen Sparkassen- 
und Giroverband und der Preußen-
kasse von 1929 war allerdings eine 
Zusammenarbeit »zur Verhinderung 
schädlicher Zinstreiberei« vereinbart, 
Hoffmann (1931) 136.

62 Pkt. II. 3 des Abkommens.
63 Rudloff (1932) 26.
64 Kestermann (1937) 58.

65 Obermaier (2002) 108.
66 Müller (2003) 95.
67 Erster Teil, Kap. 3, Abschn. 1, §§ 1ff. 

der Vierten Verordnung des Reichs-
präsidenten zur Sicherung von Wirt-
schaft und Finanzen und zum Schutz 
des inneren Friedens vom 8. Dezem-
ber 1931 (RGBl. I S. 699).

68 Erster Teil, Kap. 3, Abschn. 2, § 1 der 
Vierten Verordnung des Reichspräsi-
denten zur Sicherung von Wirtschaft 

und Finanzen und zum Schutz des 
inneren Friedens vom 8. Dezember 
1931 (RGBl. I S. 699).
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einen Mantelvertrag zu den Höchstzinssätzen, 

der durch weitere Zinsabkommen konkretisiert 

wurde.69

Der Mantelvertrag enthielt vor allem organisa-

torische Vorgaben. Er sah die Bildung eines Zent-
ralen Kreditausschusses sowie regionaler Kredit-

ausschüsse vor. Der Zentrale Kreditausschuss hatte 

vor allem für die Anpassung der materiellen Zins-

abkommen an veränderte wirtschaftliche Rahmen-

bedingungen zu sorgen. Sie konnten durch sein 

einstimmiges Votum geändert werden.

Die materiellen Zinsabkommen enthielten kon-

krete Vorschriften für die Festsetzung des Zinssat-

zes. Das »Abkommen über die Festsetzung von 
Höchstzinssätzen für hereingenommene Gelder«, 

regelte die Habenzinsen. Es ermächtigte den Zent-

ralen Kreditausschuss zur Festsetzung eines Nor-

malzinssatzes, mit dem Spareinlagen zu verzinsen 

waren,70 täglich fällige Gelder sollten unterhalb 

dieses Satzes verzinst werden. Das »Abkommen 

über die Berechnung der Zins- und Provisionssätze 

bei der Weitergabe von Geldern an Dritte« enthielt 
entsprechende Vorgaben für die Berechnung der 

Sollzinsen. Als Anlage wurde dem Vertragswerk 

der Text des Wettbewerbsabkommens von 1928 

beigefügt, womit gem. § 6 des Mantelvertrages 

eine »reibungslose« Durchführung der Zinsab-

kommen abgesichert werden sollte und obendrein 

die Geltung dieses Wettbewerbsabkommens auf 

weitere Bankgruppen ausgeweitet wurde.71

Mit dem Zinsabkommen wurde der dahinge-
hende Wettbewerb im Großen und Ganzen been-

det, da für die Kunden entscheidende Konditionen 

– die Zinssätze – nicht mehr von den einzelnen 

Kreditinstitutionen selbst festgelegt, sondern von 

deren Vertretern für alle Marktakteure einheitlich 

bestimmt wurden. Das Abkommen schuf somit 

insofern wettbewerbsausschließende Strukturen72

und vereinigte die Finanzgruppen in einer Art 

»Zwangskartell«.73

III. Strukturfragen der Wettbewerbsordnung

1. Kräfteverschiebungen und 
Kräftekonstellationen

Das Unruheelement in der deutschen Bankland-

schaft waren unzweifelhaft die Sparkassen. Jeden-

falls bis zu Beginn des 20. Jahrhunderts waren die 
Geschäftsfelder noch weitgehend geschieden. We-

sentlich änderten sich die Rahmenbedingungen 

durch die Beseitigung von Höchstgrenzen für 

Passivgeschäfte und die Einräumung der passiven 

Scheckfähigkeit für die Sparkassen. Aber dies wa-

ren letztlich nur Rahmenbedingungen. Entschei-

dend war, dass sich die Sparkassen selbst schon ab 

Ende des 19. Jahrhunderts bankmäßigen Geschäf-
ten zuwandten, also über die Verwaltung von 

Spareinlagen und die Vergabe von Hypotheken-

krediten hinausgingen. Diese Entwicklung wurde 

dadurch gefördert, dass einerseits die Spartätigkeit 

schon im Ersten Weltkrieg erlahmte und in der 

Inflation sinnlos wurde und andererseits wegen des 

Rückgangs des Wohnungsbaus das Hypotheken-

geschäft einbrach. In gewisser Weise waren die 

Sparkassen also gezwungen, stärker auf andere 
Geschäftsfelder auszuweichen.

Die Veränderungsimpulse, die von den Kredit-

genossenschaften und den privaten Banken aus-

gingen, fielen dagegen eher gering aus. Zwar 

expandierte das Genossenschaftswesen seit Ende 

69 Mantelvertrag zwischen den Spitzen-
verbänden der Kreditinstitute vom 
9. Januar 1932, Abkommen über die 
Festsetzung von Höchstzinssätzen für 
hereingenommene Gelder vom 9. Ja-
nuar 1932, Abkommen über die Be-
rechnung der Zins- und Provisions-
sätze bei der Weitergabe von Geldern 
an Dritte vom 9. Januar 1932; sämt-
lich abgedruckt in: Jahrbuch des 
Deutschen Sparkassen- und Girover-
bandes 1931/32, 167ff.

70 Dieser wurde vom Zentralen Kredit-
ausschuss am 9. Februar 1932 mit 4 % 
festgelegt, Müller (2003) 99, Fn. 444.

71 Über den Kreis der am Abkommen 
von 1928 Beteiligten hinaus waren 

Vertragspartner des Zinsabkom-
mens: der deutsche Beamten-Genos-
senschaftsverband, die Freie Vereini-
gung der Arbeitnehmerbanken 
Deutschlands und der Verband deut-
scher öffentlich-rechtlicher Kreditan-
stalten.

72 Dies galt auch deshalb, weil die Gel-
tung des Zinsabkommens – und da-
mit der einheitlichen Zinssätze – 
auch auf diejenigen Kreditinstitute 
erstreckt wurde, die den vertrags-
schließenden Verbänden nicht 
angehörten; s. Erster Teil, Kap. 3, 
Abschn. 2, § 1 Abs. 1 S. 2 der Vierten 
Verordnung des Reichspräsidenten 
zur Sicherung von Wirtschaft und 

Finanzen und zum Schutz des inne-
ren Friedens vom 8. Dezember 1931 
(RGBl. I S. 699).

73 Walb (1933) 152.
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des 19. Jahrhunderts, vor allem aufgrund der durch 

die Preußenkasse großzügig zur Verfügung gestell-

ten Förderungsmöglichkeiten.74 Jedoch handelte 

es sich dabei eher um eine extensive Ausweitung 

des genuinen Aufgabenfeldes der Genossenschaf-
ten, nämlich der Förderung des Handwerks, der 

Landwirtschaft und des kleinen Handels. Einen 

offensiven, auf dieVeränderung hergebrachter Auf-

gabenstrukturen ausgerichteten Charakter, wies 

lediglich das verstärkte Engagement der Kreditge-

nossenschaft im Spargeschäft auf. Der Vorstoß der 

Banken in das eigentliche Spargeschäft75 erfolgte 

hingegen relativ spät, nämlich zum Ende des hier 

behandelten Untersuchungszeitraums.
Bei dieser Kräftekonstellation verwundert es 

nicht, dass es die Sparkassen waren, die die »freie« 

Konkurrenz propagierten.76 So hat man es mit der 

paradoxen Situation zu tun, dass der öffentlich-

rechtliche Finanzsektor unter den Bedingungen 

eines unregulierten Wettbewerbs arbeiten wollte, 

die privatrechtlichen Banken und Kreditgenossen-

schaften hingegen auf dessen Regulierung hinwirk-
ten.

Die Selbstregulierungsaktivitäten des Finanz-

sektors, die auf eine Eindämmung des Wettbe-

werbs zielten, stellten somit im Ergebnis eine 

Reaktion auf einen Strukturwandel dar, der von 

den Sparkassen ausging. Letztlich standen die 

Sparkassen auf der einen Seite der Front, die 

Banken und Kreditgenossenschaften – zwischen 

denen trotz gelegentlicher Konkurrenz weitge-
hend Friede herrschte77 – auf der anderen Seite.

2. Wechselwirkungen zwischen staatlicher 
Regulierung und Selbstregulierung

Für die Regelung der Wettbewerbsverhältnisse 

stehen grundsätzlich zwei Wege offen: staatliche 
Regulierung oder Selbstregulierung der Marktak-

teure. Eine umfassende staatliche Regulierung 

fand – jedenfalls bis zum Erlass des Kreditwirt-

schaftsgesetzes von 1934, das den Finanzorganisa-

tionen aber ebenfalls noch Spielräume der Selbst-

organisation offenließ – nicht statt. Die (Aktien-)

Banken waren mit der Aktienrechtsnovelle von 

1870 aus der Staatsaufsicht entlassen worden.78

Für die Kreditgenossenschaften galt das privat-
rechtliche Genossenschaftsrecht, wie es in den Ge-

nossenschaftsgesetzen (erst Preußens 1867,79 dann 

des Norddeutschen Bundes 1868,80 schließlich des 

Reichs 188981)82 statuiert war. Einen Konzessions-

zwang gab es nicht, es bedurfte nur der Anmel-

dung und der Eintragung im Genossenschafts-

register. Dem Registergericht oblag lediglich die 

Prüfung, ob die formellen Anforderungen des 
Genossenschaftsgesetzes erfüllt waren;83 es hatte 

zwar seit 1889 eine externe Finanzkontrolle statt-

zufinden, diese oblag aber nicht dem Staat, son-

dern im Regelfall genossenschaftlichen Revisions-

verbänden.84 Auch gehörte das Kreditgewerbe 

nicht zu den genehmigungsbedürftigen Gewerben 

im Sinne der Gewerbeordnung.85 Unter Staatsauf-

sicht standen nur Notenbanken. Weitere bankauf-

sichtsrechtliche Regelungen existierten lediglich 
für das Depotgeschäft86 und für Hypothekenban-

ken.87 Ansätze einer allgemeinen Bankaufsicht 

entwickelten sich erst im Gefolge der Weltwirt-

schaftskrise, als 1931 das Kuratorium für das Bank-

gewerbe errichtet und ein Reichskommissar ein-

gesetzt wurde, dem insbesondere Informations-

74 Crüger (1909) 7ff.; s. a. Tuschinski
(Bearb.) (1928/29) XXXVI: »Viele 
landwirtschaftliche Spar- und Darle-
henskassen sind gegründet worden, 
um auf diese Weise an den Kredit der 
Preußenkasse heranzukommen.«

75 Zu beachten ist, dass die Banken 
durch das Depositengeschäft schon 
vorher »eigentliche Sparkassenkund-
schaft« zu sich gezogen hatten, Fritz
(1927) 15.

76 So z. B. Heichen (1926).
77 So Tuschinski (1928/29) XL f.; 

ähnlich Walb (1933) 172.
78 Zum Zustand vor 1870 Dörr (2013).

79 Gesetz vom 27. März 1867 (PrGS 
S. 501).

80 Gesetz vom 4. Juli 1868 (BGBl. des 
Norddeutschen Bundes, S. 415).

81 Gesetz vom 1. Mai 1889 (RGBl. 
S. 55), neu gefasst durch Gesetz vom 
20. Mai 1898 (RGBl. S. 370, 810).

82 Zur Übernahme der preußisch-
norddeutschen Kodifikation in das 
Recht der anderen deutschen Länder 
s. Schubert (1988) 117–118.

83 S. nur Krakenberger (1932) § 10 
Anm. 9.

84 §§ 51–62 Gesetz vom 1. Mai 1889 
(RGBl. S. 55).

85 Ruland (1988) 3.
86 Bankdepotgesetz vom 5. Juli 1896 

(RGBl. S. 183); Gesetz über Depot- 
und Depositengeschäfte vom 22. Juni 
1925 (RGBl. I S. 89).

87 Hypothekenbankgesetz vom 13. Juni 
1899 (RGBl. S. 375).
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befugnisse und eine Ordnungsstrafgewalt übertra-

gen worden waren.88

Durchgehend unter Staatsaufsicht standen le-

diglich die Sparkassen. Die aufsichtsrechtlichen 

Regularien waren auch das Hauptinstrument der 
staatlichen Einflussnahme, denn das in Preußen 

weiterhin die allgemeine gesetzliche Grundlage 

bildende Sparkassenreglement von 1838 bot keine 

hinreichenden konkreten Vorgaben für eine den 

veränderten wirtschaftlichen Bedingungen ange-

passte Steuerung – oder anders ausgedrückt: Einer 

Modernisierung des gesetzlichen Sparkassenrechts 

bedurfte es deshalb nicht, weil ausreichend – legi-

time – untergesetzliche Ingerenzmöglichkeiten zur 
Verfügung standen.89 Dies waren im Wesentli-

chen drei: die Feinsteuerung durch ministerielle 

Einzelverfügungen (die aber durch Publikation im 

Ministerialblatt de facto zu allgemeinen Vorgaben 

wurden), die Steuerung durch ministerielle Rund-

erlasse und die Genehmigung der Sparkassenstatu-

ten durch die Oberpräsidenten.

Gerade aber durch den Einsatz dieser staats-
aufsichtsrechtlichen Instrumentarien wurde die 

Ausweitung der Geschäftstätigkeit der Sparkassen 

wesentlich gefördert. Eine zentrale Rolle spielte 

dabei eine ministerielle Rundverfügung von 1921, 

die in Reaktion auf die wirtschaftliche Entwick-

lung und die prekäre Lage der Sparkassen ein 

stärkeres Engagement im Banksektor ausdrücklich 

begrüßte90 und eine entsprechende Betätigung in 

dann einzeln aufgelisteten Bereichen gestattete. 
Insbesondere hob es Obergrenzen für Geschäfte 

im Scheck-, Depositen- und Kontokorrentverkehr 

auf, gestattete die Vergabe von Krediten an öffent-

lich-rechtliche Verbände des Reiches und erlaubte 

den Ankauf von Wertpapieren. Endgültig legiti-

miert wurde die Ausweitung der Sparkassenge-

schäfte durch die vom Deutschen Sparkassen- 

und Giroverband aufgestellte und vom Innenmi-

nister gebilligte Mustersatzung,91 die de facto die 

Quelle des »einheitlichen gemeinsamen deutschen 

Sparkassenrechts« bildete.92 Denn die entspre-
chende Ministerialverfügung empfahl zugleich 

den Oberpräsidenten, diese bei der Genehmigung 

von Sparkassenstatuten zugrunde zu legen.93

Parallel zur allgemeinen Ausweitung des Ge-

schäftsfeldes versuchte man aber staatlicherseits, 

damit einhergehenden Auswüchsen entgegenzu-

treten (auch wenn die staatlichen Vorgaben nur 

teilweise erfolgreich waren94). Moniert wurden 

das reklamehafte Anbieten höherer Zinssätze,95

die Vergabe von Großkrediten, zumal außerhalb 

der örtlichen Grenzen des Gewährsverbandes,96

und die Ausweitung des Personalkredits ohne aus-

reichende Liquiditätssicherung.97 Sichtbar wird 

also, dass sich die Selbstregulierungsbemühungen 

durchaus in einem staatlichen Rahmen bewegten – 

jenem Rahmen, der den Sparkassen einerseits das 

Feld für bankenmäßige Geschäfte eröffnete, aber 
andererseits eine exzessive Ausnutzung dieser Be-

fugnisse verhindern sollte.98 In Bezug auf das kon-

krete Wettbewerbsverhalten – nicht im Hinblick 

auf das Ansinnen, den Sparkassen bestimmte Ge-

schäftsfelder ganz zu verschließen – zeigten die 

Vorstöße von Kreditgenossenschaften und Banken 

doch Wirkung. Letztlich ging davon auch ein 

Druck auf die Sparkassen aus, in ernsthafte Ver-

handlungen einzutreten; teilweise hatten die Mi-
nisterialverfügungen die Sparkassen auch aus-

drücklich auf diesen Weg verwiesen.99

Unzutreffend wäre es somit – dem äußeren 

Schein folgend – die Wettbewerbsabkommen 

von 1918 und 1928 als rein eigeninitiierte Selbst-

regulierung einzustufen und das Zinsabkommen 

88 Verordnung des Reichspräsidenten 
über Aktienrecht, Bankaufsicht
und über eine Steueramnestie vom 
19. September 1931 (RGBl. I S. 493); 
dazu und zu den begleitenden bank-
rechtlichen Regularien der Krisenzeit 
näher Ruland (1988) 152ff.; Müller
(2003) 84ff.

89 Knebel Doeberitz (1909) 550–551.
90 Runderlaß des Ministers des Innern 

vom 15. April 1921 (MBlIV Sp. 128): 
»Im allgemeinen hat die wirtschaft-
liche Entwicklung der letzten Jahre 
dazu geführt, daß für eine Erweite-
rung des satzungsmäßigen Geschäfts-

bereichs der Sparkassen Sorge getra-
gen werden muß.« »[…] halten wir es 
jetzt schon für zweckmäßig, daß ge-
wisse Schranken beseitigt werden, die 
einer freieren Betätigung der Spar-
kassen hinderlich waren.«

91 Mustersatzung für Sparkassen 1927 
(MBlIV Sp. 762).

92 Kleiner (1930) 120.
93 Runderlaß des Ministers des Innern 

vom 26. Juli 1927 (MBlIV Sp. 760).
94 Fritz (1927) 19.
95 Verfügung des Ministers des Innern 

vom 4. Dezember 1924 (MBlIV 
Sp. 1166).

96 Verfügung des Ministers des Innern 
vom 14. Februar 1924 (MBlIV 
Sp. 183).

97 Verfügung des Ministers des Innern 
vom 23. Mai 1924 (MBlIV Sp. 579).

98 Die oben zitierten Ministerialverfü-
gungen stammen alle aus den 1920er 
Jahren, allerdings ergingen ähnliche 
Mahnungen auch schon in der Zeit 
vor 1918. Darauf wird hingewiesen 
bei Gnadenwitz (1917) 45.

99 Verfügung des Ministers des Innern 
vom 4. Dezember 1924 (MBlIV 
Sp. 1166), in Bezug auf die Regelung 
der Zinssätze.
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von 1932 als staatlich erzwungene Selbstregulie-

rung. Im ersten Fall haben wir gesehen, wie durch 

ministerielle Interventionen Verhandlungsdruck 

auch für die Sparkassen erzeugt wurde. Im Falle 

des Zinsabkommens zwang die verordnungsrecht-
liche Fristsetzung zwar letztlich alle Parteien zur 

Einigung, aber sowohl die Sparkassen- als auch die 

Bankverbände hatten sich ohnehin schon dafür 

ausgesprochen, dass über die Zinsen eine Einigung 

erzielt werden sollte, deren Geltung durch staat-

liches Recht abzusichern war.100

Bei den Steuerungswirkungen, die vom Gesetz 

gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG)101 aus-

gingen, muss differenziert werden. Natürlich setz-
ten die Normen dieses Gesetzes (das auch für die 

öffentlich-rechtlichen Sparkassen galt102) auch den 

Wettbewerbsaktivitäten im Finanzbereich Gren-

zen. Die meisten Tatbestände des Gesetzes betrafen 

allerdings Fälle, die in den Auseinandersetzungen 

zwischen den Marktakteuren – folgt man jeden-

falls den Verbandszeitschriften – eher eine nur 

geringe Rolle spielten103 (oder von vornherein 
nicht einschlägig sein konnten): unrichtige oder 

nicht nachweislich wahre Angaben (§§ 3, 14, 15); 

Ausverkäufe (§§ 6–9); Verstöße gegen Bestimmun-

gen über Quantitäts- und Herkunftsangaben (§ 11) 

oder die unbefugteVerwendung von Zeichnungen 

und Vorlagen (§ 18). Einschlägig hingegen wurde 

§ 16 zum Namensschutz, als sich Genossenschafts-

institute mit der Bezeichnung »Sparkasse« versa-

hen.104 Diejenige Norm, die zumeist als Beurtei-
lungsmaßstab für das Wettbewerbsverhalten der 

Finanzinstitute herangezogen wurde, war letztlich 

die Generalklausel des § 1, die sittenwidrige Wett-

bewerbshandlungen untersagte. Wie unten noch 

zu zeigen ist, zog man in der Literatur und in der 

tagespolitischen Auseinandersetzung zu anderen 

Branchen ergangene reichsgerichtliche Entschei-

dungen heran, um hierausVorgaben für das Kredit-

gewerbe abzuleiten. Somit entfaltete das UWG 

sehr wohl Steuerungswirkung, wegen der Abs-
traktheit der maßgeblichen Norm, also der Gene-

ralklausel des § 1, aber nur in mittelbarer Weise.

3. Inhaltliche Konturen und organisatorische 
Strukturen der Selbstregulierung

In den Wettbewerbsabkommen von 1918 und 

1928 hatte man keine Marktaufteilung beschlos-

sen.105 Anders als in anderen Branchen106 verzich-
tete man aber nicht auf den Wettbewerb, sondern 

versuchte, ihn in geordnete Bahnen zu leiten. 

Fraglich ist, inwieweit sich die Akteure hierdurch 

ein eigenes Wettbewerbsrecht schufen. Oft zitiert 

wurde die Einschätzung des geschäftsführenden 

Vorstandsmitglieds des Centralverbandes des Deut-

schen Bank- und Bankiergewerbes Otto Bernstein, 

die er mit Blick auf das Abkommen von 1928 traf: 
Hierbei handele es sich eigentlich um einen »Co-

dex der Selbstverständlichkeiten«.107 Dies trifft 

letztlich auch auf das Abkommen von 1918 zu. 

Die Kernregelungen, die den Parteien eine »vor-

nehme« Werbung auftrugen, die direkte oder indi-

rekte Herabsetzung der Konkurrenz verboten und 

die Ausübung von Druck zur Kundengewinnung 

sowie die Inanspruchnahme amtlicher Hilfe zur 

Förderung eigener wirtschaftlicher Zwecke unter-
sagten, lassen sich als Konkretisierung guter Sitten, 

die über § 1 des UWG zu berücksichtigen waren, 

ansehen.108 Dies betraf beispielsweise das Verbot 

der Inanspruchnahme amtlicher Unterstützung109

oder eine reklamehafte Anpreisung eigener Leis-

100 Lehmann (1996) 187.
101 Gesetz gegen den unlauteren Wett-

bewerb vom 27. Mai 1896 (RGBl. 
S. 145) in der Neufassung vom 7. Juni 
1909 (RGBl. S. 499).

102 Schmidt (1932) 26–27.
103 Zwar wird bei Schmidt (1932) 31ff., 

dargelegt, dass insbesondere die §§ 3, 
4, 14 und 15 von Belang auch für den 
Wettbewerb zwischen den Finanz-
institutionen sind, an einer Präsenta-
tion diesbezüglichen Fallmaterials 
fehlt es dann aber. Vielmehr werden 
die Tatbestände der einzelnen Vor-
schriften abstrakt abgehandelt, ohne 
konkreten Bezug zum Wettbewerb 
der genannten Institutionen.

104 S. o. II.1.
105 Dies war als durchaus realistische 

Option diskutiert worden, Walb
(1933) 159.

106 Ein Beispiel wäre der Bereich der 
Elektrizitätsversorgung, in dem sich 
die führenden Unternehmen durch 
Demarkationsverträge gegenseitig 
Versorgungsgebiete zuwiesen, s. dazu 
umfassend Stier (1999) 320ff. Frei-
lich wäre in der Finanzbranche keine 
gebietliche, sondern nur eine sachli-
che Aufteilung in Betracht gekom-
men.

107 Rede Otto Bernsteins auf dem 
Bankiertag 1928, abgedruckt in:
Privatbanken und Sparkassen.

Der Bankiertag billigt das Wett-
bewerbsabkommen, in: Deutsche 
Sparkassen-Zeitung 1928, Nr. 107, 
1–2.

108 Schmidt (1932) 32.
109 Urteil des Reichsgerichts vom

25. Januar 1927, RGZ 116, 28; zur 
Anwendung dieses Urteils auf dem 
Finanzsektor Bernstein (1927/28).
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tungen mit der Absicht des herabsetzenden Ver-

gleichs.110 Dass durch die Abkommen neue Nor-

mativität geschaffen wurde, lässt sich somit nur in 

eingeschränktem Maße sagen.

Etwas anderes gilt für das Zinsabkommen. Aber 
auch hier muss man differenzieren: Die Vorgabe 

der Zinsvereinheitlichung war staatlich.111 Der 

Selbstregulierung der Verbände war lediglich die 

Bestimmung der konkreten Zinssätze überlassen 

worden – und auch dies nur in eingeschränktem 

Maße, da die Regelungen des Abkommens der 

Zustimmung des Reichskommissars für das Bank-

wesen bedurften112 und dieser sein Einverständnis 

jederzeit zurücknehmen konnte.113

Allerdings darf hierbei ein weiterer Modus der 

Selbstregulierung nicht außer Betracht bleiben, 

der in den Abkommen normiert wurde. Im Unter-

schied zur oben beschriebenen normsetzenden 

Selbstregulierung kann man ihn als normkonkre-

tisierende Selbstregulierung oder als normsetzende 

Selbstregulierung der zweiten Ebene bezeichnen. 

Diese Aufgabe oblag den durch das Abkommen 
geschaffenen Schlichtungsinstitutionen. Generell 

wurde die interverbandliche Selbstregulierung da-

durch gestärkt, dass die detaillierte Bearbeitung 

von Konflikten diesen Institutionen übertragen 

wurde. Gleichzeitig sollte damit Ingerenzen der 

staatlichen Seite vorgebeugt werden. Indirekt kam 

das schon in den Bestimmungen des Abkommen 

von 1918 zum Ausdruck: »Gegenseitige Wünsche 

oder Beschwerden zwischen Sparkassen und Ge-
nossenschaften werden im Wege gütlicher Ver-

handlungen zwischen den zuständigen Unterver-

bänden zu begleichen gesucht. Im Falle des Be-

dürfnisses kann dafür ein Ausschuß eingesetzt 

werden. Soweit eine Einigung nicht erzielt wird, 

ist der Versuch zu machen, durch die Zentralver-

bände eine Verständigung zu vermitteln.«114 Ähn-

lich, wenngleich etwas ausführlicher, findet sich 

eine solche Regelung im Abkommen von 1928.115

Konkretisiert in Bezug auf die Sparkassen wurde 

dies in Pkt. I 5 dieses Abkommens: »Soweit sich 

Beschwerden gegen ein unter behördlicher Auf-

sicht stehendes Institut richten, soll die Anrufung 
der Aufsichtsbehörde erst erfolgen, wenn das 

Schlichtungsverfahren gemäß II 2 nicht zu einer 

befriedigenden Erledigung geführt hat.« Der bis-

herigen Praxis, durch Eingaben bei den Ministe-

rien die staatliche Seite zu einem Eingreifen zu 

bewegen, sollte hiermit ein Riegel vorgeschoben 

werden.

Neben der Konfliktlösung im Einzelfall tritt 

aber noch eine weitere Aufgabe hervor, die der 
normkonkretisierenden Normsetzung. Das Ab-

kommen von 1918 enthielt noch keine dahin-

gehende Regelung,116 wohl aber das von 1928. 

Danach sollten – wie bereits oben erwähnt – die 

Schlichtungsstellen zwar »als solche nicht befugt 

(sein), über Zinssätze, Provisionssätze und sonstige 

bankgeschäftliche Bedingungen mit bindender 

Kraft Vereinbarungen für die im Bezirk ansässigen 
Mitglieder der von ihnen vertretenen Gruppen zu 

treffen«. Zu ihrer Aufgabe gehörte es jedoch »der-

artige Vereinbarungen zwischen den zuständigen 

örtlichen Vertretungen der Banken, Sparkassen 

und Genossenschaften vorzubereiten, soweit sich 

im Zusammenhang mit der sonstigen Tätigkeit der 

Schlichtungsstellen das Bedürfnis für allgemeine 

Regelungen der gedachten Art ergibt«. Kam dann 

eine solche Vereinbarung zwischen den Vertretern 
der Finanzgruppen zustande, so konnte »von der 

Schlichtungsstelle bestimmt werden, daß sie als 

örtliche Richtlinien über die Abgrenzung zwi-

schen legitimem und unzulässigem Wettbewerb 

anzusehen sind und daß ihre Nichtbeachtung 

einen Verstoß gegen das Wettbewerbsabkommen 

darstellt«.117 Das Wettbewerbsabkommen zog so-

mit eine komplex geregelte zweite Normierungs-

110 Urteil des Reichsgerichts vom 
11. März 1927, RGZ 116, 277.
Zur Anwendung dieses Urteils auf 
das Verhältnis zwischen Sparkassen 
und Banken Callmann (1929/30); 
Kessler (1929/30).

111 Erster Teil, Kap. 3, Abschn. 2, § 1 
Abs. 1 S. 1 der Vierten Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und 
zum Schutz des inneren Friedens 
vom 8. Dezember 1931 (RGBl. I 
S. 699).

112 Erster Teil, Kap. 3, Abschn. 2, § 1 
Abs. 1 S. 2 der Vierten Verordnung 
des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und 
zum Schutz des inneren Friedens 
vom 8. Dezember 1931 (RGBl. I 
S. 699).

113 Art. 2 Abs. 1 Durchführungsverord-
nung über die Zinssenkung auf dem 
Kapitalmarkt vom 9. Januar 1932 
(RGBl. I S. 29).

114 Pkt. 1 des Abkommens von 1918.
115 Pkt. I 2 des Abkommens von 1928.

116 Berichtet wird aber, dass die Parteien 
darüber einig gewesen seien, dass 
man »Verständigungsausschüsse« mit 
der Aufgabe der Normkonkretisie-
rung und Konfliktregulierung bilden 
müsse, Hörstmann (1928) 172.

117 Pkt. II 2 des Abkommens von 1928.
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schicht ein. Wie dies praktiziert wurde, ist aller-

dings nicht bekannt; jedenfalls sind den Verbands-

zeitschriften keine dahingehenden Informationen 

zu entnehmen.118

Ähnliches – wenngleich anders geregelt – lässt 
sich beim Zinsabkommen beobachten. Der Basis-

zinssatz, also der auch für die Berechnung von 

Spezialzinssätzen maßgebliche »Normalzinssatz«, 

war nicht im Zinsabkommen bestimmt. Vielmehr 

war seine Festsetzung dem aus Verbändevertretern 

zusammengesetzten Zentralen Kreditausschuss 

überantwortet.119 Auch hier hat man es also damit 

zu tun, dass die normkonkretisierende Normie-

rung auf neu geschaffene Gremien übertragen 
wurde.

Inwieweit es sich dabei um einen typischen 

Funktionsmodus regulierter Selbstregulierung 

handelt, wäre zu klären. Ähnliches lässt sich jeden-

falls bei einer anderen Vertragsgemeinschaft jener 

Zeit, der gemeinsamen Selbstverwaltung von 

Krankenkassen und Kassenärzten, beobachten, 

die die Richtliniensetzung zur Realisierung der 
Gesamtabkommen einem Reichsausschuss über-

trugen.120 Wenn man noch die – freilich durch 

staatliche Regelungen – etablierten Organisations-

formen der Zwangskartelle der Schlüsselindustrien 

(Kohle, Stahl, Kali) hinzunimmt, die ähnliche 

Strukturen mehrstufiger Normsetzung aufwie-

sen,121 lässt sich sagen, dass sich in der Weimarer 

Zeit – denn vorher existierten keine entsprechend 

komplexen Gebilde – ein mehrstufiges System der 
selbstregulativen Normsetzung und Normkonkre-

tisierung herausbildete.

IV. Schlussbemerkung

Welche Effekte gingen von den Abkommen 

aus? Zunächst hatte das Wettbewerbsabkommen 

zwischen den Sparkassen und Kreditgenossen-
schaften von 1918 die Lage nicht wesentlich ent-

spannt. Zwar war geklärt, dass sich kreditgenossen-

schaftliche Institute (mit entsprechendem Zusatz) 

als »Sparkassen«122 und wiederum Sparkassen sich 

als »mündelsicher« bezeichnen konnten. Auch 

hatten die Kreditgenossenschaften dem Prinzip 

nach das Ausgreifen der Sparkassen ins Bankge-

schäft anerkannt. Ansonsten gingen die Auseinan-

dersetzungen aber weiter. Auch das Wettbewerbs-
abkommen von 1928 trug nicht merklich zur Ent-

spannung bei, schon gar nicht schuf es Frieden. 

Die Bankenenquete von 1930 konstatierte weiter-

hin ungelöste Konflikte vor allem in Bezug auf 

offensive und großsprecherische Werbung und 

gegenseitiges Überbieten bei den Zinssätzen;123

teilweise empfand man die Reklameregelungen 

des Abkommens auch als zu restriktiv.124 Die 
Banken drängten weiterhin auf eine Beschränkung 

des Bankgeschäfts der Sparkassen.125 Und die Spar-

kassen wurden durch erneute Bemühungen der 

Banken, im Spargeschäft zu expandieren,126 aufge-

schreckt.127

Auch bei den Folgewirkungen des Zinsabkom-

mens von 1931 ist zu differenzieren. Finanzpoli-

tisch war es ein Erfolg, denn zwischen 1931 und 

1933 verringerte sich der durchschnittliche Zins-
satz von 7,48 % auf 4,67 %.128 Das Ziel der Zins-

senkung wurde somit erreicht. Allerdings führte es 

nicht zum völligen Ausschluss des Wettbewerbs. 

118 Weiteres ließe sich eventuell über die 
Jahresberichte von Provinzialverbän-
den entnehmen, die der Autor bisher 
nicht eingesehen hat. Bei den dies-
bezüglichen Jahrgängen sind nach 
Recherchen in der Staatsbibliothek 
Preußischer Kulturbesitz in starkem 
Maße Kriegsverluste zu beklagen.

119 § 1 Abs. 1 Abkommen über die 
Festsetzung von Höchstzinsen für 
hereingenommene Gelder vom
9. Januar 1932, abgedruckt in: Bank-
Archiv 1931/32, 168.

120 Siehe Käsbauer (2014) 219ff.; 
Collin (2014) 191ff.

121 S. nur Huber (1932) 13ff.
122 Zum Ende der Weimarer Zeit wurde 

dies gesetzlich anerkannt; siehe 

Fünfter Teil, Kap. I, Art. 4 Abs. 2 
DritteVerordnung zur Sicherung von 
Wirtschaft und Finanzen und zur 
Bekämpfung politischer Ausschrei-
tungen vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I 
S. 537, 554). Danach durften sich 
Kreditgenossenschaften dann »Spar-
kassen« nennen, wenn sie einem Re-
visionsverband angeschlossen waren, 
die finanzielle Solidität also durch 
entsprechende organisatorische 
Vorkehrungen abgesichert war.

123 Ausschuss zur Untersuchung der
Erzeugungs- und Absatzbedingun-
gen der deutschen Wirtschaft
(1930) 42 f.

124 Kestermann (1937) 59.
125 Röper (1973) 49 f.

126 S. a. Opitz (1929/30), der die Aus-
weitung dieses Geschäftsfeldes pro-
pagierte.

127 Vorstoß der Großbanken?, in: 
Deutsche Sparkassen-Zeitung 1929, 
Nr. 137, 1–2; Großbank als Spar-
kasse? Drei kritische Stimmen. Die 
Depositen-Werbung der Deutschen 
Bank und Disconto-Gesellschaft auf 
dem flachen Lande, in: Deutsche 
Sparkassen-Zeitung 1929, Nr. 140, 
1–2.

128 Müller (2003) 421.
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Zwar ist oben gesagt worden, dass das Abkommen 

teilweise wettbewerbsausschließende Effekte hatte, 

da es zu einer Reihe von Zinsvereinheitlichungen 

führte und so hinsichtlich etlicher Bankgeschäfte 

ein Konditionenkartell schuf. Zahlreiche Kondi-
tionen waren jedoch ungeregelt geblieben: die 

Zinsen für Gelder über 364 Tage, die Höhe von 

Umsatz- und Kontoführungsprovisionen sowie an-

derer Gebühren, der Bereich der Valutakreditge-

schäfte usw. Zudem verblieben etliche Aspekte, die 

einer Regelung auch kaum zugänglich waren, 

ungeregelt, wie die Kredithöhe, die Anforderun-

gen an die Kreditdeckung, die Kreditkontrolle 

oder bestimmte kundenbezogene Dienste.129 In 
der Bankenenquete von 1933 kam man daher zu 

dem Ergebnis, dass der Konkurrenzkampf nach 

wie vor »sehr heftig« sei.130

Eine grundlegende Änderung dieser – Wettbe-

werb weiterhin ermöglichenden – Strukturen er-

folgte auch in der NS-Zeit nicht. Das Kreditwesen-

gesetz von 1934 verstärkte die staatlichen Einfluss-

möglichkeiten, beseitigte aber nicht die Rahmen-
bedingungen, die Konkurrenz zuließen.131 In des-

sen Vorfeld, im Rahmen der Bankenenquete von 

1933, waren zwischen Vertretern der privaten Ban-

ken und der Sparkassen im Wesentlichen die alten 

Argumente ausgetauscht worden. Die Reichsbank 

stellte sich – wenn auch aus anderen Motiven – 

zunächst auf die Seite der Banken, indem sie auf 
eine restriktive Festsetzung zulässiger Sparkassen-

geschäfte drängte, rückte jedoch letztlich wieder 

von dieser Position ab.132

Der Regelungsrahmen der Wettbewerbsord-

nung wurde 1936 perpetuiert. Neben einem Dach-

abkommen gab es wie schon 1932 ein Soll- und ein 

Habenzinsabkommen sowie ein Wettbewerbsab-

kommen. Letzteres entsprach im Wesentlichen 

jenem der Weimarer Zeit, wenn man von einigen 
Ergänzungen in Bezug auf Pressewerbung und die 

Erweiterung der Regeln über den Missbrauch des 

bargeldlosen Verkehrs absieht.133 Den Umstruktu-

rierungen der wirtschaftlichen Verbandsordnung 

im NS-Staat entsprechend, wurden die Schieds-

stellen jetzt bei Wirtschafts- und Fachgruppen an-

gesiedelt.134
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